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Vorblatt 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
über die Erhöhung von Dienst- und Versorgungs- 
bezügen in Bund und Ländern 
(Erstes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A, Problem 

Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge für die Beam- 
ten, Richter, Soldaten und Versorgungsempfänger des Bundes, 
der Länder sowie der Gemeinden an die Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse. 


B. Lösung 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1972 werden die Bezüge um linear 
4 V. H. und einen zusätzlichen Sockelbetrag von 30 DM erhöht. 


C. Alternativen 

Aus zeitlichen und finanziellen Gründen mußte der Ausschuß 
von einer Ausgestaltung des Entwurfs als Zweites Gesetz zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern absehen. 


D. Kosten 

Für den Bereich des Bundes (ohne Bundesbahn und Bundes- 
post) entstehen für das Jahr 1972 Mehrkosten von rund 
695 Millionen DM. Neben der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutschen Bundespost werden auch die Länder, die Gemeinden 
und die Sozialversicherungsträger mit Mehrkosten belastet 
werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes über die Erhöhung von Dienst- und Versor- 
gungsbezügen in Bund und Ländern 
(Erstes Bundesbesoldungserhöhungsgesetz) 

— Drucksache VI/3169 — 


A. Bericht der Abgeordneten Berger und Liedtke 


Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung am 21. Februar 1972 beim Deutschen Bundes- 
tag eingebracht und von diesem in der 174. Sitzung 
am 1, März 1972 ohne Aussprache dem Innenaus- 
schuß federführend und dem Haushaltsausschuß 
nach § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. Dieser 
wird seinen Bericht gesondert erstatten. 

Der Innenaussdiuß setzte in seiner 83. Sitzung 
am 13. April 1972 zur Vorbereitung seiner Beratun- 
gen eine Arbeitsgruppe ein, die den Auftrag hatte 
zu prüfen, inwieweit die Anregungen und Be- 
schlüsse des Deutschen Bundestages und des Innen- 
ausschusses bei der Beratung des Ersten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechts in Bund und Ländern (1. BesVNG) in 
den Gesetzentwurf übernommen werden können. 
Die Arbeitsgruppe erörterte am 17. April 1972 die 
Möglichkeiten einer Erweiterung des Gesetzent- 
wurfs mit dem Ergebnis, die Beauftragten der Bun- 
desregierung zu ersuchen, bis zur nächsten Sitzung 
über die Möglichkeiten der Gewährung einer Tech- 
nikerzulage, der Verkürzung der Wartezeiten bzw. 
der Gewährung und Anhebung der Eingangsämter 
zu berichten und die daraus resultierenden Folge- 
rungen mit den Ländern zu erörtern. Neben diesen 
Fragen wurde auch erwogen, den Entwurf so zu 
gestalten, daß er als ein Zweites Gesetz zur Verein- 
heitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts 


in Bund und Ländern vom Bundestag hätte verab- 
schiedet werden können, in dem zusätzlich auch die 
Anhebung der Polizeizulage, die Anhebung der Ein- 
gangsämter, die Schaffung von Anwärterbezügen 
und Auswirkungen technischer Art sowie Struk- 
turverbesserungen und eine Anhebung des linearen 
Zuschlags berücksichtigt worden wären. 

Zu einer weiteren Sitzung der Arbeitsgruppe ist 
es mit Rücksicht auf die politische Entwicklung vor 
der Sommerpause des Parlaments nicht mehr ge- 
kommen. 

Da die sowohl von den Koalitionsfraktionen wie 
auch von der Opposition angestrebten Verbesserun- 
gen aus zeitlichen und finanziellen Gründen nicht 
verwirklicht werden konnten, kam der Ausschuß 
überein, den Entwurf in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage zu billigen, um noch vor den geplan- 
ten Neuwahlen die Rechtsgrundlage für die Erhö- 
hung der Dienst- und Versorgungsbezüge zu schaf- 
fen, die auf Grund des auf dem Kabinettsbeschluß 
vom 21. Januar 1972 beruhenden Rundschreibens 
des Bundesministers des Innern und des Bundes- 
ministers für Wirtschaft und Finanzen vom 27. Ja- 
nuar 1972 bereits rückwirkend ab 1. Januar 1972 
gezahlt werden. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
92. Sitzung am 19. September 1972 abschließend 
beraten. Hinsichtlich der Begründung wird auf die 
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Anlage A der Drucksache W3\69 verwiesen. Die 
vom Ausschuß empfohlenen Änderungen des Ge- 
setzentwurfs sind einerseits redaktioneller Art und 


berücksichtigen andererseits die Stellungnahme des 
Bundesrates, der die Bundesregierung grundsätzlich 
zugestimmt hatte. 


Bonn, den 19. September 1972 


Berger Liedtke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/3169 — mit 
der Maßgabe anzunehmen, 

daß in § 1 hinter den Worten 

„(Bundesgesetzbl. I, S. 1281)" ein Komma und 
die Worte „zuletzt geändert durch . . . vom 
. . . 1972 (Bundesgesetzbl. I, S. . , .)" 
eingefügt werden 

und § 2 wie folgt geändert und ergänzt wird: 

a) Absatz 1 Nr, 3 wird wie folgt geändert: 

„3. in Zwischenbesoldungsgruppen der Be- 
soldungsordnungen. Ämter, die mit 
dem Zusatz „nach Maßgabe des Haus- 
halts", „nur in den von der zuständigen 


Behörde bestimmten Stellen" oder 
unter ähnlich generalisierender Kenn- 
zeichnung in Zwischenbesoldungsgrup- 
pen ausgebracht sind, nehmen an die- 
ser Erhöhung bezüglich des Betrages, 
der über der Besoldungsgruppe mit der 
gleichen Ordnungszahl liegt, nicht teil." 

b) Folgender Äbsatz 5 wird angefügt: 

„(5) Grundgehaltssätze für Ämter im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 werden 
nur um die Beträge erhöht, um die ent- 
sprechende Grundgehaltssätze in Besol- 
dungsgruppen mit der gleichen Ordnungs- 
zahl angehoben werden."; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 19. September 1972 


Der Innenausschuß 


Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender 


Berger Liedtke 

Berichterstatter 
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